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1. Instanz

Aktenzeichen S 46 V 17/03
Datum 16.03.2004

2. Instanz

Aktenzeichen L 13 V 6/04
Datum 23.11.2004

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin
vom 16. MÃ¤rz 2004 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten haben die
Beteiligten einander nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger begehrt Leistungen nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) sowie
die Feststellung der gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen "VB"
(Versorgungsberech-tigter).

Der 1963 geborene KlÃ¤ger ist wegen einer geistigen Behinderung aufgrund
frÃ¼hkindlicher HirnschÃ¤digung durch eine Toxoplasmoseinfektion durch Bescheid
vom 24. August 1970 als SchwerbeschÃ¤digter mit einem Grad der
Gesamtminderung der ErwerbsfÃ¤higkeit von 100 v.H. anerkannt worden.
Anerkannt sind ferner das Vorliegen der Voraussetzungen fÃ¼r die Nachteils-
ausgleiche "B" (Notwendigkeit stÃ¤ndiger Begleitung bei der Benutzung
Ã¶ffentlicher Verkehrsmittel), "G" (erhebliche BeeintrÃ¤chtigung der
BewegungsfÃ¤higkeit im StraÃ�enverkehr) und "H" (Hilflosigkeit).
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Mit Schreiben vom 28. Januar 2002 wandte sich der KlÃ¤ger unter dem Betreff
"BeschÃ¤digten-grundrente, SchwerstbeschÃ¤digtenzulage, Pflegezulage,
Bekleidungsbeihilfe nach den Vorschriften des Bundesversorgungsgesetzes" an den
Beklagten. Unter Bezugnahme auf den Bescheid vom 24. August 1970 fÃ¼hrte er
aus, dass nach dem sozialen EntschÃ¤digungsrecht und dem
Schwerbehindertenrecht infolge seines Gesundheitsschadens Anspruch auf
Versorgung nach Â§ 1 Abs. 3 Satz 1 Bundesversorgungsgesetz (BVG) bestehe, da
ein kausaler Zusammenhang bestehe; zugleich verwies er auf Nr. 21 der
Anhaltspunkte fÃ¼r die Ã¤rztliche GutachtertÃ¤tigkeit im sozialen
EntschÃ¤digungsrecht und nach dem Schwerbehindertengesetz 1996 (AHP 1996).
Mit Schreiben vom 26. Februar 2002 beantragte der KlÃ¤ger ferner die Eintragung
des Merkzeichens "VB". Durch Bescheid vom 13. MÃ¤rz 2002 lehnte der Beklagte
einen Anspruch auf Versorgung nach dem BVG mit der BegrÃ¼ndung ab, dass beim
KlÃ¤ger eine frÃ¼hkindliche HirnschÃ¤digung auf der Grundlage einer
Toxoplasmoseinfektion bestehe; diese GesundheitsstÃ¶rung sei nicht auf eine
SchÃ¤digung im Sinne des Â§ 1 BVG zurÃ¼ckzufÃ¼hren. Die Voraussetzungen fÃ¼r
die GewÃ¤hrung einer Versorgung nach dem Bundesversorgungsgesetz seien
deshalb nicht gegeben. Den hiergegen erhobenen Widerspruch wies der Beklagte
durch Widerspruchsbescheid vom 19. April 2002 erneut mit der BegrÃ¼ndung
zurÃ¼ck, dass der KlÃ¤ger nicht unter den anspruchsberechtigten Personenkreis
nach Â§ 1 BVG falle. Mit Schreiben vom 7. Mai 2002 erklÃ¤rte der KlÃ¤ger hierauf
gegenÃ¼ber dem Beklagten, dass aus GrÃ¼nden der ProzessÃ¶konomie auf ein
neues Klageverfahren vorerst verzichtet werde. Durch weiteren Bescheid vom 22.
MÃ¤rz 2002 lehnte der Beklagte die Feststellung des Merkzeichens "VB" ab. Den
hiergegen erhobenen Widerspruch wies der Beklagte durch Widerspruchsbescheid
vom 8. Mai 2002 zurÃ¼ck.

Mit Schreiben vom 29. Juni 2002 wandte sich der KlÃ¤ger zum GeschÃ¤ftszeichen
des Bescheides vom 13. MÃ¤rz 2002 (08/14 P 2002) erneut an den Beklagten und
bat "um Auskunft bzw. Bearbeitung". Die 1970 erfolgte Anerkennung als
SchwerbeschÃ¤digter im Grundlagenbescheid beweise, dass eine Anerkennung im
Sinne des Â§ 1 Abs. 3 BVG erfolgt sei. Der Beklagte wertete das Schreiben als
Antrag auf Ã�berprÃ¼fung seines Bescheides vom 13. MÃ¤rz 2002 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 19. April 2002 nach Â§ 44 Abs. 1 Satz 1
Sozialgesetzbuch, Zehntes Buch, Verwaltungsverfahren (SGB X) und lehnte die
RÃ¼cknahme des Bescheides durch Bescheid vom 30. Juli 2002 ab. Die
Voraussetzungen des Â§ 44 Abs. 1 Satz 1 SGB X lÃ¤gen nicht vor, weil die
Ã¼berprÃ¼ften Bescheide weder rechtlich noch tatsÃ¤chlich unrichtig seien. Er
fÃ¼hrte zur BegrÃ¼ndung weiter aus, dass sich aufgrund der vom KlÃ¤ger
genannten gesetzlichen Bestimmungen sowie eines zitierten BSG-Urteils (vom 29.
Januar 1992, Breithaupt 92, 755) keine VersorgungsansprÃ¼che nach dem sozialen
EntschÃ¤digungsrecht ergÃ¤ben. Insbesondere bestehe weiterhin keine
Rechtsgrundlage fÃ¼r die GewÃ¤hrung einer Pflegezulage nach Â§ 35 BVG. Bei der
dem KlÃ¤ger bewilligten Rente wegen Erwerbsminderung handele es sich um keine
Versorgungs- oder EntschÃ¤digungsgrundrente, sondern um eine Leistung der
gesetzlichen Rentenversicherung nach dem Sechsten Buch Sozialgesetzbuch.

Mit einem Schriftsatz vom 11. Dezember 2002, gerichtet zum Klageverfahren S 76 P
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347/99/L 17 P 2/02 betreffend Leistungen aus der sozialen Pflegeversicherung
beantragte der KlÃ¤ger u.a., den Bescheid des Beklagten des vorliegenden
Verfahrens vom 13. MÃ¤rz 2002 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 19.
April 2002 aufzuheben und zu veranlassen, dass der Widerspruch gegen den
Bescheid vom 30. Juli 2002 beschieden werde. Dieses Schreiben wurde als neue
Klage zum vorliegenden Aktenzeichen eingetragen.

WÃ¤hrend des Klageverfahrens wies der Beklagte den durch den KlÃ¤ger
zwischenzeitlich mit Schreiben vom 10. August 2002 erhobenen Widerspruch gegen
den Bescheid vom 30. Juli 2002 durch Widerspruchsbescheid vom 27. Januar 2003
zurÃ¼ck.

Das Sozialgericht Berlin hat die Klage durch Gerichtsbescheid vom 16. MÃ¤rz 2004
abgewiesen. Die Klage sei, soweit sie gegen den Bescheid vom 13. MÃ¤rz 2002 in
der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 19. April 2002 und soweit sie gegen
den Bescheid vom 22. MÃ¤rz 2002 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom
8. Mai 2002 gerichtet sei, unzulÃ¤ssig. Denn mit der am 11. Dezember 2002
eingegangenen Klageschrift sei die gemÃ¤Ã� Â§ 87 Abs. 1 Satz 1
Sozialgerichtsgesetz (SGG) einzuhaltende Klagefrist von einem Monat nicht
eingehalten worden. GrÃ¼nde fÃ¼r eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand
nach Â§ 67 Abs. 1 SGG hÃ¤tten nicht festgestellt werden kÃ¶nnen. Soweit sich der
KlÃ¤ger gegen den Bescheid des Beklagten vom 30. Juli 2002 gewandt habe, sei
eine UntÃ¤tigkeitsklage erhoben worden, die sich nach Erlass des
Widerspruchsbescheides vom 27. Januar 2003 im Wege der zulÃ¤ssigen
KlageÃ¤nderung gegen diesen Widerspruchsbescheid gerichtet habe. Insoweit sei
die Klage zulÃ¤ssig, jedoch aus den GrÃ¼nden der an den KlÃ¤ger ergangenen
Bescheide unbegrÃ¼ndet.

Gegen diesen ihm am 20. MÃ¤rz 2004 zugestellten Gerichtsbescheid wendet sich
der KlÃ¤ger mit seiner am 23. MÃ¤rz 2004 eingegangenen Berufung. Der KlÃ¤ger
begehrt weiterhin die GewÃ¤hrung einer Pflegezulage gemÃ¤Ã� Â§ 35 BVG mit den
Folgen ergÃ¤nzender VersorgungsansprÃ¼che. Er verweist zur BegrÃ¼ndung auf
ein Urteil des Bundessozialgerichts (BSG, Urteil vom 8. MÃ¤rz 1995 â�� 9 RV 9/94 -),
wonach das Merkzeichen "H" Bindungswirkung fÃ¼r die Entscheidung Ã¼ber die
Pflegezulage nach Â§ 35 Bundesversorgungsgesetz habe. Denn die
Statusentscheidungen des Versorgungsamtes bÃ¤nden nicht nur andere
VerwaltungsbehÃ¶rden bei der GewÃ¤hrung von Nachteilsausgleichen, sondern
bewirkten in erster Linie auch die Selbstbindung der Versorgungsverwaltung. Sein
Ausweis beweise, dass dies ein bindender Versorgungsanspruch sei. Der Anspruch
auf eine BeschÃ¤digtengrundrente ergÃ¤be sich aus Â§ 31 Abs. 3 Satz 2 i.V.m. Abs.
1 BVG sowie dem bestandskrÃ¤ftigen Bescheid vom 24. August 1970, der eine MdE
von 100 v.H. ausweise. Nach Â§ 31 Abs. 4 Satz 2 1. Halbs. BVG wÃ¼rden
BeschÃ¤digte mit Anspruch auf eine Pflegezulage stets als SchwerbeschÃ¤digte, die
Versorgung nach einer Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit erhalten, gelten. Sein
Anspruch ergÃ¤be sich ferner aus dem frÃ¼heren Blinden- und
Hilflosenpflegegeldgesetz, dem danach folgenden Gesetz Ã¼ber Pflegeleistungen
(PflegeG) in der Fassung vom 14. Juli 1986 sowie der Besitzstandsregelung des Â§ 8
Abs. 1 Landespflegegeldgesetz (LPflGG) i.V.m. den AHP 1996 Nr. 21 Abs. 6. Danach
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sei das BVG stets entsprechend anzuwenden gewesen. Das BSG habe ausgefÃ¼hrt,
dass die AHP nach seiner vom Bundesverfassungsgericht gebilligten
Rechtsprechung auch im Schwerbehindertenrecht anzuwenden seien. Auch das
Bundesministerium fÃ¼r Gesundheit und Soziale Sicherung habe mit Schreiben
vom 9. Juli 2004 bestÃ¤tigt, dass die Aussage, dass er nicht zum
anspruchsberechtigten Personenkreis nach dem BVG gehÃ¶re, falsch sei. Sein
Ausweis mit dem Merkzeichen "H" beweise die ununterbrochene Hilflosigkeit und
damit einen Stammanspruch auf Versorgung. Die gesamte Verwaltung sei an den
Gleichheitsgrundsatz gebunden. Ferner bestÃ¼nde ein Anspruch auf einen
Herstellungs-/ Folgenbeseitungsanspruch.

Der KlÃ¤ger beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin vom 16. MÃ¤rz 2004 aufzuheben
und den Beklagten unter Aufhebung des Bescheides vom 13. MÃ¤rz 2002 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 19. April 2002, des Bescheides vom 22.
MÃ¤rz 2002 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 8. Mai 2002 und des
Bescheides vom 30. Juli 2002 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 27.
Januar 2003 zu verurteilen, ihm Versorgung entsprechend den Vorschriften des
Bundesversorgungsgesetzes zu gewÃ¤hren und einen Vermerk entsprechend Â§ 35
Bundesversorgungsgesetz in den Schwerbehindertenausweis aufzunehmen.

Der Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Der Beklagte verweist auf die AusfÃ¼hrungen der erstinstanzlichen Entscheidung.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird Bezug
genommen auf die SchriftsÃ¤tze der Beteiligten nebst Anlagen und den sonstigen
Inhalt der Gerichtsakte sowie der Verwaltungsakten des Beklagten, die vorlagen
und Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung waren.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung ist zulÃ¤ssig, jedoch nicht begrÃ¼ndet. Das Sozialgericht hat die
Klage zu Recht abgewiesen. Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf Leistungen nach
dem BVG oder auf die Feststellung der Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen
"VB".

Soweit sich der KlÃ¤ger gegen den Bescheid vom 13. MÃ¤rz 2002 in der Fassung
des Widerspruchsbescheides vom 19. April 2002 sowie gegen den Bescheid vom 22.
MÃ¤rz 2002 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 8. Mai 2002 richtet,
war die Klage wegen VersÃ¤umung der gemÃ¤Ã� Â§ 87 Abs. 1 Satz 1 SGG
einzuhaltenden Klagefrist unzulÃ¤ssig. Der Senat verweist insoweit gemÃ¤Ã� Â§
153 Abs. 2 SGG auf die ausfÃ¼hrlichen AusfÃ¼hrungen des erstinstanzlichen
Urteils, denen gefolgt wird.
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Soweit sich der KlÃ¤ger daneben gegen den Ã�berprÃ¼fungsbescheid vom 30. Juli
2002 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 27. Januar 2003 wendet, war
die Klage zwar zulÃ¤ssig, jedoch in der Sache nicht begrÃ¼ndet. Denn der Bescheid
des Beklagten vom 13. MÃ¤rz 2002 in der Fassung des Widerspruchsbescheides
vom 19. April 2002, der mit dem Bescheid vom 30. Juli 2002 gemÃ¤Ã� Â§ 44 Abs. 1
SGB X Ã¼berprÃ¼ft wurde, ist rechtmÃ¤Ã�ig und daher nicht zurÃ¼ckzunehmen.

Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf die GewÃ¤hrung einer Pflegezulage nach Â§
35 Abs. 1 Satz 1 BVG oder einer BeschÃ¤digten-Grundrente nach Â§ 31 Abs. 1 BVG
oder auf sonstige Leistungen nach dem BVG. Die genannten Leistungen setzen
zunÃ¤chst voraus, dass eine SchÃ¤digung im Sinne des
Bundesversorgungsgesetzes vorliegt, nur in diesen FÃ¤llen ist ein HilfebedÃ¼rftiger
"BeschÃ¤digter" im Sinne dieses Gesetzes. Â§ 1 BVG benennt hierzu unter der
Ã�berschrift "Vor-aussetzungen des Versorgungsanspruches" die Sachverhalte,
unter denen eine SchÃ¤digung im Sinne des Bundesversorgungsgesetzes vorliegt.
Diese Voraussetzungen sind im Bescheid des Beklagten vom 13. MÃ¤rz 2002
umfassend dargestellt. Auf den Bescheid wird Bezug genommen. Das
Bundessozialgericht hat diese Voraussetzungen in einer Entscheidung (Az. 9a RV
18/82, SozR 3100 Â§ 1 Nr. 29) einmal wie folgt zusammengefasst:

"Versorgungsrechtlich geschÃ¼tzt sind im wesentlichen zwei Personengruppen von
GeschÃ¤digten: einmal diejenigen, die in einem militÃ¤rischen oder
militÃ¤rÃ¤hnlichen GewaltverhÃ¤ltnis zum Staat standen, zum anderen die
Zivilpersonen, die in unmittelbarem Zusammenhang mit einem der beiden
Weltkriege zu Schaden kamen. Berechtigter und damit "wer" im Sinne des Â§ 1 BVG
ist derjenige, dessen SchÃ¤digung auf einem der entschÃ¤digungsbegrÃ¼ndenden
TatbestÃ¤nde des Â§ 1 BVG beruht. Es muÃ� eine "Opfer- und Gefahrenlage"
bestanden haben, die einen Anspruch nach dem "Gesetz Ã¼ber die Versorgung der
Opfer des Krieges", wie der volle Titel des BVG lautet, zu begrÃ¼nden vermag
â�¦Kriegerische VorgÃ¤nge stellen das schÃ¤digende Ereignis dar, das als
EntschÃ¤digungsmotiv der Kriegsopferversorgung zugrunde liegt."

Die beim KlÃ¤ger bestehende Behinderung aufgrund einer frÃ¼hkindlichen
HirnschÃ¤digung ist keine SchÃ¤digung im Sinne des Bundesversorgungsgesetzes,
da sie weder durch eine militÃ¤rische oder militÃ¤rÃ¤hnliche Dienstverrichtung
noch durch Kriegseinwirkungen noch durch sonstige in Â§ 1 BVG genannte
UmstÃ¤nde entstanden ist. Entgegen der vom KlÃ¤ger geÃ¤uÃ�erten Auffassung ist
keineswegs jemand deshalb versorgungsberechtigt nach dem
Bundesversorgungsgesetz, weil er dem allgemeinen Arbeitsmarkt nicht zur
VerfÃ¼gung steht oder weil bei ihm ein bestimmter hoher Grad der Behinderung
festgestellt wurde; eine derartige Auffassung widerspricht dem Wortlaut und Sinn
des Bundesversorgungsgesetzes.

Der KlÃ¤ger ist auch nicht aufgrund anderer gesetzlicher Normen einem
Versorgungsberechtigten nach dem Bundesversorgungsgesetz gleichgestellt.
ZunÃ¤chst einmal gibt es keine Verbindung zwischen den Vorschriften des
Schwerbehindertenrechts und Â§ 35 BVG. Es existiert keine Vorschrift, nach der
behinderte Menschen im Sinne des Sozialgesetzbuches, Neuntes Buch,
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Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen (SGB IX) wegen ihrer
Behinderung Anspruch auf Leistungen nach dem BVG hÃ¤tten.

Etwas anderes folgt auch nicht aus Nr. 21 Abs. 6 der AHP 1996 bzw. der AHP 2004,
auf den der KlÃ¤ger wiederholt verweist. Diese Regelung hat zum Gegenstand die
Voraussetzungen und die Feststellung des Vorliegens von Hilflosigkeit. Dass der
KlÃ¤ger "hilflos" im Sinne des Gesetzes ist, ist zu keinem Zeitpunkt in Frage gestellt
worden. Das entsprechende Merkzeichen "H" findet sich auch in seinem
Schwerbehindertenausweis. Das Vorliegen der Voraussetzungen von Hilflosigkeit
fÃ¼hrt jedoch fÃ¼r sich genommen noch nicht zu einem Anspruch nach Â§ 35 Abs.
1 BVG. Â§ 35 Abs. 1 Satz 1 BVG enthÃ¤lt nicht nur die Voraussetzung, dass ein
Mensch hilflos ist. Neben dem Bestehen von Hilflosigkeit ist fÃ¼r die GewÃ¤hrung
von Leistungen aufgrund dieser Vorschrift auch erforderlich, dass eine SchÃ¤digung
im Sinne des Â§ 1 BVG vorliegt; nur dann ist jemand "BeschÃ¤digter" im Sinne des
BVG, wie bereits ausgefÃ¼hrt wurde. Der KlÃ¤ger ist aus den benannten GrÃ¼nden
jedoch nicht BeschÃ¤digter im Sinne des BVG.

Nicht nachvollziehbar ist, weshalb das Bundesministerium fÃ¼r Gesundheit und
Soziale Sicherung in seinem Schreiben vom 9. Juli 2004 die Auffassung des
KlÃ¤gers, er gehÃ¶re zum anspruchsberechtigten Personenkreis nach dem BVG,
bestÃ¤tigt haben soll. In dem Schreiben ist lediglich ausgefÃ¼hrt: "Wie Sie richtig
vermuten, bezieht sich die von Ihnen zitierte Regel Nr. 21 (6) aus den AHP 2004
auch auf behinderte Menschen". Diesem Satz, an dessen Richtigkeit zu keinem
Zeitpunkt irgendein Zweifel bestand, kann keinerlei Aussage zu einer
Anspruchsberechtigung nach dem BVG entnommen werden.

Auch den vom KlÃ¤ger zitierten BSG-Entscheidungen ist etwas anderes nicht zu
entnehmen. So hat das BSG zwar in dem vom KlÃ¤ger wiederholt in Bezug
genommenen Urteil vom 8. MÃ¤rz 1995 (Az.: 9 RV 9/94) ausgefÃ¼hrt, dass die in Â§
33 b Einkommensteuergesetz geregelte Hilflosigkeit dieselben Voraussetzungen wie
die Hilflosigkeit im Sinne des Â§ 35 BVG hat. Daraus folgt, dass mit der Feststellung,
der Betroffene sei hilflos im Sinne des Â§ 3 Abs. 1 Nr. 2
Schwerbehindertenausweisverordnung i.V.m. Â§ 33 b EStG auch fÃ¼r die
Entscheidung Ã¼ber die Pflegezulage bindend feststeht, dass Hilflosigkeit im Sinne
des Â§ 35 BVG vorliegt. Auch diese Aussage fÃ¼hrt nicht dazu, dass die
Voraussetzungen fÃ¼r den vom KlÃ¤ger geltend gemachten Anspruch erfÃ¼llt
wÃ¤ren. Â§ 35 Abs. 1 Satz 1 BVG enthÃ¤lt nicht nur die Voraussetzung, dass ein
Mensch hilflos ist; an der ErfÃ¼llung dieser Voraussetzungen durch den KlÃ¤ger
besteht kein Zweifel. Erforderlich fÃ¼r die GewÃ¤hrung von Leistungen aufgrund
der genannten Vorschrift ist, dass sÃ¤mtliche Voraussetzungen der Vorschrift
erfÃ¼llt sind. Weitere Voraussetzung des Â§ 35 Abs. 1 Satz 1 BVG ist â�� neben
dem Bestehen von Hilflosigkeit -, dass eine SchÃ¤digung im Sinne des Â§ 1 BVG
vorliegt. Diese Voraussetzung ist beim KlÃ¤ger aus den bereits ausgefÃ¼hrten
GrÃ¼nden nicht erfÃ¼llt. Im Ã¼brigen befaÃ�t sich die zitierte BSG-Entscheidung
mit dem Fall eines Zusammenwirkens von SchÃ¤digungsleiden und
NichtschÃ¤digungsleiden; der KlÃ¤ger des genannten Verfahrens hatte im Krieg den
rechten Oberschenkel verloren, so dass deshalb â�� im Gegensatz zum
vorliegenden Verfahren â�� kriegsbedingt ein sog. SchÃ¤digungsleiden vorlag,
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weshalb die PrÃ¼fung des Â§ 35 BVG erfolgte.

Etwas anderes folgt entgegen der von dem KlÃ¤ger mit Schriftsatz vom 8. Oktober
2004 geÃ¤uÃ�erten Auffassung auch nicht aufgrund der Bestimmungen des
Berliner Landesrechtes. Zwar enthielten das Gesetz Ã¼ber die GewÃ¤hrung von
Pflegegeld an Zivilblinde und Hilflose in Â§ 2 Abs. 1 und das â�� ebenfalls
mittlerweile auÃ�er Kraft getretene â�� Gesetz Ã¼ber Pflegeleistungen in Â§ 2 Abs.
2 hinsichtlich der HÃ¶he des Pflegegeldes und der Pflegezulagen eine sogenannte
Rechtsfolgenverweisung auf Â§ 35 Abs. 1 BVG. Diese landesrechtlichen
Bestimmungen waren bzw. sind â�� auch in Verbindung mit der
Besitzstandsregelung des Â§ 8 Landespflegegeldgesetz â�� jedoch nicht geeignet,
zu einem originÃ¤ren Anspruch nach dem BVG zu fÃ¼hren. Vielmehr sind die
Voraussetzungen der AnsprÃ¼che nach diesen Gesetzen jeweils in deren Â§ 1
geregelt gewesen, lediglich wegen der Rechtsfolge verwiesen die Vorschriften auf
das BVG. Vorliegend sind AnsprÃ¼che nach diesen Gesetzen nicht Gegenstand
dieses Verfahrens, da der hier streitgegenstÃ¤ndliche Bescheid vom 30. Juli 2002 in
der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 27. Januar 2003 diesbezÃ¼glich
keine Regelung enthÃ¤lt; insoweit wÃ¤re auch nicht der Rechtsweg zum
Sozialgericht erÃ¶ffnet.

Soweit der KlÃ¤ger einen Anspruch auf die Zuerkennung des Merkzeichens "VB"
geltend macht, ist die Klage unzulÃ¤ssig, weil hierÃ¼ber lediglich in dem Bescheid
vom 22. MÃ¤rz 2002 in der Fassung des Widerpruchsbescheides vom 8. Mai 2002
entschieden worden ist, gegen den â�� wie ausgefÃ¼hrt ist â�� die Klagefrist
versÃ¤umt wurde und der durch den Bescheid vom 30. Juli 2002 auch nicht
nochmals Ã¼berprÃ¼ft worden ist. Die Klage wÃ¤re allerdings insoweit auch
unbegrÃ¼ndet, da der KlÃ¤ger aus den bereits genannten GrÃ¼nden nicht
versorgungsberechtigt nach dem Bundesversorgungsgesetz ist. Etwas anderes folgt
auch nicht aufgrund der Regelungen der bereits genannten Berliner Landesgesetze.
Nach Â§ 2 Abs. 2 Nr. 1 der Schwerbehindertenausweisverordnung ist Voraussetzung
fÃ¼r das Merkzeichen "VB", dass ein schwerbehinderter Mensch wegen einer
Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit um wenigstens 50 v.H. Anspruch auf Versorgung
"nach anderen Bundesgesetzen" in entsprechender Anwendung der Vorschriften
des Bundesversorgungsgesetzes hat. Bei dem vom KlÃ¤ger in Bezug genommenen
Gesetz Ã¼ber die GewÃ¤hrung von Pflegegeld an Zivilblinde und Hilflose handelt es
sich ebenso wie bei dem Gesetz Ã¼ber Pflegeleistungen nicht um ein Bundesgesetz
im Sinne der zitierten Vorschrift, sondern um landesrechtliche Regelungen.

Der KlÃ¤ger war auch nicht aufgrund der zum sozialrechtlichen
Herstellungsanspruch entwickelten GrundsÃ¤tze so zu stellen, als ob er
Versorgungsberechtigter nach dem Bundesversorgungsgesetz wÃ¤re. Der
sozialrechtliche Herstellungsanspruch setzt nach der Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts voraus, dass eine BehÃ¶rde durch fehlerhaftes
Verwaltungshandeln nachteilige Folgen fÃ¼r die Rechtsstellung eines Versicherten
herbeigefÃ¼hrt hat und dass diese Nachteile durch rechtmÃ¤Ã�iges
Verwaltungshandeln wieder beseitigt werden kÃ¶nnen. Wenn diese
Voraussetzungen vorliegen, hat die BehÃ¶rde grundsÃ¤tzlich dem Versicherten die
Rechtsposition einzurÃ¤umen, die er gehabt hÃ¤tte, wenn von Anfang an
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ordnungsgemÃ¤Ã� verfahren worden wÃ¤re (stÃ¤ndige Rechtsprechung, BSG, 
BSGE 51, 89, 92; SGb 2001, 239). Vorliegend ist zunÃ¤chst nicht ersichtlich, worin
ein fehlerhaftes Handeln des Beklagten gelegen haben sollte oder worin der vom
KlÃ¤ger behauptete VerstoÃ� gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz liegen sollte.
Abgesehen davon kann Rechtsfolge der Anwendung der GrundsÃ¤tze zum
Herstellungsanspruch nur die EinrÃ¤umung einer vom Gesetz vorgesehenen
rechtmÃ¤Ã�igen Position sein, wie sie bestanden hÃ¤tte, wenn von Anfang an
ordnungsgemÃ¤Ã� verfahren worden wÃ¤re. Der Herstellungsanspruch kann
hingegen nicht Grundlage fÃ¼r eine vom Gesetz nicht vorgesehene Rechtsfolge
sein. Der KlÃ¤ger ist aus den aufgezeigten GrÃ¼nden nicht versorgungsberechtigt
nach dem Bundesversorgungsgesetz, weil er die gesetzlichen Voraussetzungen
nicht erfÃ¼llt; die fehlende Anspruchsberechtigung kann auch durch die
Anwendung der GrundsÃ¤tze zum Herstellungsanspruch nicht ersetzt werden.

Nach alledem war die Berufung daher zurÃ¼ckzuweisen.

Die Entscheidung Ã¼ber die Kosten beruht auf Â§ 193 SGG, sie folgt dem Ergebnis
in der Hauptsache.

GrÃ¼nde fÃ¼r eine Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 oder 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 12.10.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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